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Wandlungsfähigkeit des Staates
Anspruch und Wirklichkeit im politisch-administrativen System

Vorbemerkungen

Auf allen Ebenen des politisch-administrativen
Systems laufen derzeit Modernisierungsprozesse.
Die Akteure stehen hierbei vor dem Problem, dass
sich Verfahrensabläufe nur schwer ändern lassen.
Das wirft Fragen danach auf, wer welches Inter-
esse daran hat, dass sich nichts ändert, und über
welche Macht die einzelnen Vertreter verfügen,
um ihre Interessen durchzusetzen. Es darf dabei
nicht übersehen werden, dass sich die Akteure oft
mehr für die Folgen einer Modernisierung für ihre
Machtposition interessieren: Spezifische Macht-
konstellationen führen zur Konstituierung von
Rahmenbedingungen, Problemen und Zwängen
des kollektiven, organisierten Handelns, die letzt-
lich die Durchsetzbarkeit der Modernisierungspro-
gramme negativ beeinflussen. Häufig ist auch zu
beobachten, dass das Entscheidende versäumt
wird, nämlich andere Akteure, Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Veränderungsprozess „mitzu-
nehmen“. Das kann allerdings nur funktionieren,
wenn diese von der Vorhersehbarkeit, Handhab-
barkeit und dem Sinn der an sie gestellten Anfor-
derungen überzeugt sind, anderenfalls ist ein
Scheitern von Projekten vorprogrammiert. Oft-
mals erweist sich die bestehende Organisationskul-
tur als stärker als jeder reformerische Eingriff. Die
Ergebnisse zahlreicher Analysen zeigen, wie
schwer sich menschliche Verhaltensweisen in
Organisationen verändern lassen und wie wenig
ein Modell mechanischer Koordination oder ein
einfacher Determinismus zum Erfolg verhilft.1

Die Ergebnisse aus dem Landesprojekt der Neuen
Steuerung (dezentrale Budgetierung, Kosten-Leis-
tungsrechnung, Controlling etc.) in Baden-Würt-
temberg (BW)2 liefern genügend Hinweise auf die
Probleme, Defizite und Risiken, die Schwierigkei-
ten des dortigen Managements, den Zeitbedarf,
den organisationalen Konservatismus und die
Mängel in der Managementlogik. Die Kritik kon-
zentriert sich in BW auf die Top-down-Einfüh-
rungsstrategie, auf die unter hohem zeitlichen und
fiskalischen Druck durchgeführte schnelle, flä-
chendeckende, unterschiedslose, technokratisch
und nicht partizipativ ausgestaltete Implementa-
tion, die mangelnde Berücksichtigung spezifischer
Fachinteressen, die zur Refinanzierung des Projek-
tes vorab festgelegten Stellenstreichungen, die da-
raus resultierende mangelhafte Akzeptanz, die
nicht vorhersehbaren Folgekosten und die letztlich
aus dem Projekt nicht ableitbare Steuerungsrele-
vanz. Die einzelnen Ressortinteressen können in
den maßgeblichen Entscheidungsgremien nicht
angemessen vertreten werden, weil sich die dort
präsenten politischen Beamten der Rationalität
der Politik verpflichtet fühlen. Die Dominanz des
Finanzministeriums in den maßgeblichen Gremien
und im Projektmanagement stützt die These, dass
seitens der Regierung in BW nicht die propagierte
Effizienzsteigerung bzw. Modernisierung Priorität
hat, sondern pauschale Einsparungen zur Haus-
haltskonsolidierung in der Zielhierarchie an obers-
ter Stelle rangieren.

Die folgenden Ausführungen sollen zeigen, dass in
der Handlungsrationalität der hier behandelten
Akteure und den inter- und innerorganisatorischen
Machtkonstellationen Modernisierungshindernisse

1 Vgl. Michel Crozier/Erhard Friedberg, Macht und Orga-
nisation. Die Zwänge kollektiven Handelns, Königstein/Ts.
1979; Jörg Baumbach/Rolf Ritsert, Warum Veränderungen
schwerfallen. Betriebswirtschaftiche Methoden in der Polizei,
in: Polizei-heute, Führung, Technik, Ausbildung, Recht, 31
(2002) 6, S. 223–226; Jörg Bogumil/Leo Kißler, Verwaltungs-
modernisierung als Machtspiel. Zu den heimlichen Logiken
kommunaler Modernisierungsprozesse, in: Dietrich Budäus/
Peter Conrad/Georg Schreyögg (Hrsg.), Managementfor-
schung, 8. New Public Management, Berlin–New York 1998,
S. 123–149; Jörg Bogumil, Das neue Steuerungsmodell und
der Prozess der politischen Problembearbeitung – Modell
ohne Realitätsbezug?, in: ders./Leo Kissler (Hrsg.), Verwal-
tungsmodernisierung und lokale Demokratie. Risiken und
Chancen eines Neuen Steuerungsmodells für die lokale De-
mokratie, Baden-Baden 1997, S. 33–45.

2 In BW werden zurzeit auf Landesebene Neue Steue-
rungsinstrumente implementiert. Der Entschluss hierzu
wurde in den neunziger Jahren gefasst. Ab 1995 wurden die
Instrumente in Pilotdienststellen erprobt. Der Startschuss
zum Projekt erfolgte schließlich Anfang des Jahres 2000. In
der sich anschließenden Konzeptionsphase wurden die für die
Umsetzung notwendigen Schritte geplant und festgelegt. Der
Beschluss zur Umsetzung wurde durch den Ministerrat im
Mai 2001 getroffen. Die Implementationsphase soll bis Früh-
jahr 2004 abgeschlossen sein. Vom Verfasser wurde im Zeit-
raum November 2002 bis Juni 2003 eine akteurszentrierte
Studie zu den Möglichkeiten, Konsequenzen und Re-
striktionen des Projekts durchgeführt. Die Studie liegt der
FernUniv. Hagen vor und kommt im Ergebnis zum Schluss,
dass das Projekt aller Voraussicht nach scheitern wird.
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implizit angelegt sind. Dies ist ein Grund dafür,
dass viele Veränderungsvorhaben von vornherein
zum Scheitern verurteilt sind.

Repräsentative politische Vertreter

Die Regierungsfraktionen besetzen wichtige Per-
sonalfunktionen in der Verwaltung, die für sie so
etwas wie ein verlängerter Arm zur Umsetzung
ihrer Ziele ist, mit Kandidatinnen und Kandidaten
ihrer Wahl und üben so Einfluss aus. Sie sind weni-
ger gezwungen, in verwaltungsinterne Abläufe ein-
zugreifen. Die politische Mehrheit versucht auf
diese Weise, ihre Politik zu rechtfertigen, die
Macht zu erhalten bzw. auszubauen und den Infor-
mationsvorsprung der Verwaltung zu nutzen. Dies
gelingt in aller Regel, da zwischen politischer
Mehrheit und Verwaltung bzw. Regierung ausge-
prägte Kooperationsstrukturen bestehen.3 Es ist
auch zu beobachten, dass die Parlamentarier mit
den Konsequenzen von Veränderungsprojekten
nicht selten überfordert und deshalb lediglich rati-
fizierend tätig sind und die Mehrheitsfraktionen
prinzipiell der ressourcenstärkeren Ministerialbü-
rokratie vertrauen.

Die Oppositionsfraktionen verfügen über weniger
Expertenwissen, Informations- und Kommunikati-
onskanäle zur Verwaltung. Sie versuchen durch
Profilierung die Macht zu erlangen. Detailorien-
tierte, häufige Eingriffe der oppositionellen Parla-
mentarier ins Verwaltungsgeschäft sind üblich, um
die Defizite zumindest teilweise kompensieren zu
können. Eine Verhinderung dieser Interventions-
möglichkeit, wie es eine Neue Steuerung durch
eine Verwaltungssteuerung „auf Abstand“ inten-
diert, liegt außerhalb ihrer Funktionslogik und
wird als Kontrollverlust betrachtet. Die Opposi-
tion erwartet sich von Modernisierungsprozessen
gewöhnlich eine bessere Transparenz, Kontrolle
und Leistungsfähigkeit der Verwaltung. Allerdings
sind Modernisierungsmaßnahmen oft nur ein
oppositionelles Randthema, da damit häufig keine
großen Profilierungsmöglichkeiten verbunden
sind. Dies ändert sich jedoch regelmäßig dann,
wenn im Modernisierungsprozess die Aussicht be-
steht, Wählerstimmen gewinnen zu können.4

Die im Zusammenhang mit Neuen Steuerungspro-
jekten, demnach mit der Einführung von betriebs-
wirtschaftlichen Elementen, vielfach betonte Out-
putsteuerung – die Ziele bzw. Leistungen, welche
die Verwaltung zu erbringen hat, werden hierbei
ex ante festgelegt – erscheint der Politik nicht so
wichtig zu sein, kommt es ihr doch nicht so sehr
auf den Output, also den Umfang und die Qualität
der öffentlichen Leistung an, sondern mehr auf
den Impact, also die Wirkungen in der Umwelt,
und den Outcome, somit auf die letztlich in der
Gesellschaft erzielten Auswirkungen. Weil es um
kollektive, an die spezifischen Erfolgsparameter
des politischen Wettbewerbs gebundene Entschei-
dungsprozesse geht, sind diese immer konfliktär
und nicht durch einfache Sachgesetzlichkeiten
geprägt wie in der Privatwirtschaft, wo klare Ziel-
Mittel-Hierarchien existieren. Ziel der politischen
Entscheidungsträger ist es a priori, eine Akzeptanz
für ein Weiterregieren bei den Wählerinnen und
Wählern zu finden. Die Maximierung der Wähler-
stimmen spielt somit auf politischer Ebene eine
entscheidende Rolle; sie steht über allen ande-
ren Zielen. Die Interessen von Machterwerb und
-sicherung bedingen eine Orientierung an der
Logik einer medienwirksamen, parteipolitischen
Profilierung. Die Regeln besagen, dass Parteien
auf Grund von Wahlen zwangsläufig konkurrieren
müssen. Um ihre Chancen zu verbessern sind sie
gezwungen, sich zu profilieren. Interfraktionelles
kooperatives Verhalten wird weder innerparteilich
noch vom Wähler belohnt.5

Beim Landesprojekt der Neuen Steuerung in BW
gelangten die Informationen über die Probleme
bei der Umsetzung ab Herbst 2002 sukzessive über
den inneradministrativen „Spielfeldrand“. Die
Kritik wurde durch den Rechnungshof, die Perso-
nalräte und die Gewerkschaften in die Öffentlich-
keit transportiert, bis schließlich Anfang 2003 die
bis dahin eher zurückhaltende SPD-Landtagsfrak-
tion zum offensiven Vorreiter der Gegenallianz
avancierte. Auch die Regierungsfraktionen argu-
mentierten ab diesem Zeitpunkt mit Blick auf ihre
sukzessive schlechter werdenden Profilierungs-
chancen zunehmend kritischer.

Administrative Vertreter

Die Regierungen sind in aller Regel die zentralen
Promotoren von Modernisierungsprozessen. Ihre

3 Vgl. Heinz Weller, Das Neue Verhältnis von Politik und
Verwaltung zwischen Anspruch und Wirklichkeit, in: Albert
Günther (Hrsg.), Verwaltungsmodernisierung. Anforde-
rungen – Erfahrungen – Perspektiven (Festschrift zum 10-jg.
Bestehen des Institut für Kommunal- und Verwaltungswis-
senschaft NW), Baden-Baden 2000, S. 110–126; J. Bogumil/
L. Kissler (Anm. 1).
4 Vgl. J. Bogumil (Anm. 1); ders. /L. Kissler (Anm. 1).

5 Vgl. J. Bogumil/L. Kissler (Anm. 1); Maximilian Walle-
rath, Verwaltungsreform in der Rationalitätenfalle?, in: ders,
(Hrsg.), Verwaltungserneuerung. Eine Zwischenbilanz der
Modernisierung öffentlicher Verwaltungen, Baden-Baden
2001, S. 41–59; J. Bogumil (Anm. 1).
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Interessen sind auf erhöhte Verwaltungssteuerung,
Kostenreduzierung und persönliche Profilierung
gerichtet. Organisationshoheit, Expertenmacht
und ihr Informationsvorsprung sind ihre zentralen
Machtmittel. Modernisierungskonzepte werden
meist in Anlehnung an die Privatwirtschaft erstellt,
und oft gelingt es, die wesentlichen Inhalte zu
bestimmen und die Parlamentsvertreter von den
Maßnahmen zu überzeugen. Häufig wird dabei –
so auch in BW – auf die Kompetenz externer
Berater und im Konfliktfall auf unklare Zuständig-
keitsabgrenzungen und die Richtlinienkompetenz
der Politik verwiesen, wobei die Regierung übli-
cherweise durch ihre Mehrheitsfraktion gedeckt
wird. Oftmals werden die zentralen Projektgre-
mien von den Verwaltungsspitzen geleitet und ver-
fügen über ein Letztentscheidungsrecht, von dem
gegebenenfalls Gebrauch gemacht wird.6

Bis zum Start des Projekts Neue Steuerung im
Jahr 2000 dominierten in BW die Regierung und
die Spitzen des Finanzressorts den Prozess. Die
übrigen Ressorts hatten bei der Initiierung des
Projektes nur begrenzten Einfluss; außerdem büß-
ten sie durch ihre überaus positive Bewertung der
Pilotergebnisse an Spielraum ein. Dies verdeut-
licht, welche weitreichenden Konsequenzen die
Außendarstellung der Ergebnisse hat: Die mögli-
che spätere Erkenntnis, dass einer Neuen Steue-
rung kein Erfolg beschieden sein könnte, wird
schon deshalb unwahrscheinlicher, weil ein Abwei-
chen von der im Entscheidungskorridor beschlos-
senen Vorgehensweise wegen hoher interner und
externer Barrieren nur schwer möglich ist, was
bedeutet, dass einmal getroffene Entscheidungen
eine hohe Bindungswirkung für das weitere Vorge-
hen entfalten.7 In der sich nach dem Projektstart
anschließenden Konzeptionsphase behielten die
bisher dominanten Akteure ihre Vormachtstel-
lung. Die Entwicklung in dieser Phase wurde aller-
dings durch die mittlerweile kritisch bis ablehnend
reagierenden, auf ihre Interessen bedachten Fach-
ressorts bzw. die dort angesiedelten Expertinnen
und Experten mitbestimmt, was projektverzö-
gernd, aber nicht richtungsändernd wirkte. Da die
Regierung durch weitere Verzögerungen Image-
und Machtverluste befürchtete, beschloss sie im
Mai 2001 die Projektumsetzung. Durch eine lang-
fristige vertragliche Bindung mit einem privatwirt-
schaftlich, also gewinnorientiert ausgerichteten
Generalunternehmer wurde ein zu dessen Gunsten

ausgerichtetes Abhängigkeitsverhältnis geschaf-
fen. Dieses Vorgehen veranlasst die Verantwortli-
chen aus Regierung/Ministerialbürokratie, bis weit
ins Jahr 2003 eine rechtfertigende Position zum
Projekt einzunehmen, auch noch zu einer Zeit, in
der die Defizite schon länger offensichtlich sind.
Ein anderes Verhalten liegt außerhalb ihrer Ratio-
nalitätenlogik. Erst Mitte 2003 werden auch in
Kreisen der Landesregierung Überlegungen laut,
das Vorhaben einzugrenzen bzw. zu minimieren,
was allerdings von der Kulanz des Vertragspart-
ners abhängt.

Bei der Implementation (von betriebswirtschaftli-
chen Elementen) ist meist auch das mittlere Mana-
gement der Verwaltung involviert, dessen Interes-
sen auf Machterhalt bzw. -ausbau, Statussicherung
und Autonomieorientierung gerichtet sind. Die
Machtmittel der Akteure auf dieser Ebene erge-
ben sich aus der Anwendung von Organisationsre-
geln, der Kontrolle von Informationskanälen und
ihrem Expertenwissen.8 Entscheidend ist ihre
Doppelfunktion als Opfer und Träger von Verän-
derungen. Dies bedeutet einerseits, dass Moderni-
sierungsmaßnahmen vielfach deren Interessen tan-
gieren, denn eine Neue Steuerung beinhaltet vom
Anspruch her den Verlust von Besitzständen und
einen Wandel von einer Anordnungs- zur Dienst-
leistungsphilosophie. Weiterhin konzentriert sich
auf dieser Ebene der organisatorische und techni-
sche Sachverstand, was diesen Akteuren eine nicht
unerhebliche Verhandlungsmacht verleiht. Die
institutionelle Nähe zur Spitze bietet auch Profilie-
rungsmöglichkeiten. Hier entstehen Loyalitäts-
und Vertrauensbeziehungen und privilegierte
Zugänge zu Netzwerken und Expertenkulturen.
Zugleich wird diese Ebene aus politischen Grün-
den zur Aufrechterhaltung der rationalen Fassade
des Verwaltungsbetriebs benötigt. Die Regierungs-
spitzen betrachten den Prozess üblicherweise
unter der Prämisse der politischen Verwertbarkeit.
Öffentlichkeitswirksame Inszenierungen sind für
sie wichtiger als langfristige Qualitätssteigerungen
und Mitarbeitermotivation. Ein Zuviel an Konflik-
ten mit dem mittleren Management würde die
Legitimationsbasis in Frage stellen, weshalb auf
eine partielle Kooperation nicht verzichtet werden
kann.9 Das mittlere Management spielt darüber
hinaus eine weitere heikle Doppelrolle: Einerseits
sind die hier angesiedelten Akteure für die Auf-
rechterhaltung von Routineabläufen verantwort-
lich, andererseits sind sie häufig in Innovationspro-
jekte eingebunden. Sie sehen sich divergierenden
Handlungslogiken ausgesetzt, unterliegen damit

6 Vgl. J. Bogumil/L. Kissler (Anm. 1).
7 Vgl. Günther Ortmann/Albrecht Becker, Management
und Mikropolitik. Ein strukturationstheoretischer Ansatz, in:
Günther Ortmann, Formen der Produktion. Organisation
und Rekursivität, Opladen 1995, S. 43–81; Jörg Bogumil/Jo-
sef Schmid, Politik in Organisationen. Organisationstheo-
retische Ansätze und praxisbezogene Anwendungsbeispiele,
Kurs 3904, FernUniv. Hagen 2000.

8 Vgl. J. Bogumil/L. Kissler (Anm. 1).
9 Vgl. Markus Göbel, Verwaltungsmanagement unter Ver-
änderungsdruck. Eine mikropolitische Analyse, München
1999.
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einer Transmissionslogik und müssen häufig
antagonistischen Anforderungen von Routine/
Innovation, Bestand/Bewegung, Sicherheit/Risiko
standhalten.10

Die Beschäftigten haben vielfach keinen bzw.
einen nur sehr eingeschränkten Akteursstatus,
meist nur in der Phase der Implementation und
auch nur diejenigen, die sich in Projektgruppen
beteiligen (dürfen). Ihre Interessen sind auf Siche-
rung des Arbeitsplatzes, der Arbeitsbedingungen
und Aufstiegsmöglichkeiten gerichtet. Ihre Macht-
mittel reduzieren sich auf die Verweigerung bzw.
Mobilisierung von Fähigkeiten und Wissen. Insge-
samt fürchten sie vielfach – unabhängig davon, ob
sie beteiligt sind oder nicht und ähnlich wie das
mittlere Management – um den Erhalt der bisheri-
gen Arbeitsbedingungen und den Arbeitsplatz,
denn Modernisierungen werden häufig als reine
Sparmaßnahmen interpretiert.11 Wichtig erscheint
daher eine breite, frühzeitige Einbeziehung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schon bei der
Planung. Dort liegt letztlich der Schlüssel zum
Erfolg. Die Ebene der Beschäftigten wird oftmals
am wenigsten beachtet, obwohl gerade sie die Ver-
änderungen realisieren sollen. Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter aller Verwaltungsebenen, Interes-
senorganisationen, Personalräte etc. „mitzu-
nehmen“ kann nur gelingen, wenn sie von den
Veränderungen überzeugt sind. Werden sie „über-
rumpelt“, entfacht sich Widerstand und die Fron-
ten verhärten sich. Mit dem geplanten Stellenab-
bau in BW konnte diese Überzeugungsleistung
nur schwer gelingen, da der Veränderungsprozess
gerade durch die Stellenkürzungen zur Rationali-
sierungsmaßnahme degeneriert.

Personalrat und organisierte
Interessenvertreter

Über die Personalräte kommt allen Beschäftigten
Akteursqualität zu. Die Rationalität der Personal-
vertretungen ist auf Beschäftigtenschutz, Einfluss-
sicherung und Wiederwahl angelegt. Dabei stehen
vor allem der Rationalisierungsschutz und eine
größere Partizipation im Vordergrund. Die Ver-
waltung ist immer wieder auf die Mitarbeit der
Personalräte angewiesen, wodurch ein nicht un-
beträchtliches Verhandlungspotenzial besteht. Die
konkurrierende Akteursbeziehung wird vielfach
durch Verhandlungsprozesse bestimmt, in denen
die Akteure zu kooperativen Lösungen gelangen
können. In aller Regel dominiert jedoch die Ver-

waltung die Abläufe, und es kommt nur selten zu
einer gleichberechtigten Mitsprache. Dennoch ver-
fügen die Personalräte über eine nicht zu unter-
schätzende Macht auf Grund der Option eines
„non-decision-making“12, mit Blockade zu drohen,
den Ablauf zu verzögern und damit den Moderni-
sierungsprozess zu stören. In BW ist deutlich
geworden, dass einerseits eine nicht auflösbare,
wechselseitige Abhängigkeit der Regierung und
Ministerialbürokratie von anderen Funktionssyste-
men besteht und andererseits die Beziehungsmus-
ter asymmetrisch zu ihren Gunsten ausgestaltet
sind, was eine Grundlage für Macht und Einfluss
darstellt. Die ministeriellen Verantwortungsträger
sind im konkreten Fall bestrebt, autark und abge-
koppelt von anderen Akteuren zu agieren, wes-
halb die Probleme auch keiner kooperativen
Lösung zugeführt bzw. kooperative Lösungen per
se unwahrscheinlicher werden. Vielfach kommt es
nicht zu den beschriebenen Verhandlungsprozes-
sen, weil es häufig allein um die Streitfrage geht,
ob der Personalrat rechtlich überhaupt zu beteilig-
ten ist, und er letztlich nur dort beteiligt wird, wo
dies zweifelsfrei feststeht.

Schließlich nimmt ein Netz von Interessenorgani-
sationen Einfluss auf die Willensbildung. Die
Rationalität der Gewerkschaften ist darauf aufge-
baut, den Bedürfnissen ihrer Mitglieder Geltung
verschaffen zu wollen. Dabei üben sie öffentlich-
keitswirksamen Druck aus und wenden Methoden
der internen Beeinflussung an. Auf Grund des
Informationsvorsprungs und Entscheidungsspiel-
raums ist die Exekutive der erste Ansprechpartner
für die organisierten Interessenvertreter. Wie die
Ergebnisse aus BW zeigen, werden sukzessive
auch die Einflusskanäle zu den Parteien und zum
Landesparlament genutzt, weil die Wege zur Exe-
kutive versperrt sind.13

Machttheoretischer Kontext und
routineprärogatives Akteurshandeln

Das politisch-administrative System ist eine
„Kampfarena konfligierender Rationalitäten“14. In
gebotener Kürze wurde mit Rekurs auf das Bei-
spiel in BW versucht zu verdeutlichen, dass
Modernisierungsmaßnahmen durch Machtspiele
geprägt sind. Neue Lösungen bringen eine Umver-

10 Vgl. G. Ortmann/A. Becker (Anm. 7).
11 Vgl. J. Bogumil/L. Kissler (Anm. 1).

12 Ebd., S. 132.
13 Vgl. Ulrich von Alemann, Organisierte Interessen und
Politik in der Bundesrepublik Deutschland, Kurs 3215, Fern-
Univ. Hagen 1987.
14 M. Crozier/E. Friedberg (Anm. 1), S. 226.
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teilung von Macht und Einfluss mit sich – es gibt
dabei Gewinner und Verlierer. Deshalb kommt es
oft zu Widerständen, was die Beibehaltung des
Status quo fördert. Anspruch und Wirklichkeit,
Theorie und Empirie klaffen nicht selten weit aus-
einander. Eine Erklärung dafür ist die technokrati-
sche Sichtweise einiger Akteure. Die Planungsra-
tionalität der privaten Beratungsunternehmen und
der davon beeinflussten Regierungsvertreter kann
die Funktionsweise des politisch-administrativen
Systems nur unzureichend erfassen. Der Moderni-
sierungsprozess war in BW weniger handlungs-
rational ausgerichtet,15 was bedeutet, dass den
mikropolitischen Konstellationen16 zu wenig Auf-
merksamkeit geschenkt wurde. Das Konzept stand
dem mikropolitischen Akteurshandeln insgesamt
zu naiv gegenüber.17

Der Wandel in BW ist dadurch vereitelt worden,
dass sich die Machtverhältnisse im Veränderungs-
prozess nicht grundlegend geändert haben und
dieser zu lange durch die traditionellen Akteurszir-
kel – in den Strukturen der alten Machtverteilung
– dominiert wurde. Nach Michel Crozier und
Erhard Friedberg ist Macht die Fähigkeit von
Akteuren, Ressourcen – also Machtquellen wie
Expertenwissen, Umweltbeziehungen, Kontrolle
von Informations- und Kommunikationskanälen,
Nutzung von Organisationsregeln – für eigene
Interessen zu mobilisieren.18 Die Organisations-
struktur hat dabei großen Einfluss auf die Macht-
verteilung und damit auf die Fähigkeit autonomen
Handelns. Sie kann als ein Set von Spielregeln ver-
standen werden, die das Produkt des tatsächlichen
Handelns der Akteure sind, gleichzeitig ihre
Handlungsmöglichkeiten hervorbringen und ein-
schränken, indem sie bestimmte Ungewissheitszo-
nen definieren und die Gewinnchancen der
Akteure festlegen. Ebenso entscheidend ist, dass
es neben der formalen eine zweite informelle
Machtstruktur gibt, welche keinesfalls mit der
ersten identisch ist.19

Letztlich ist in Innovationsprozessen ein mikropo-
litischer Konflikt strukturell angelegt, der zwi-
schen Routine und Innovation. Die Vertreter bei-
der Logiken versuchen ihre Handlungsfähigkeit zu

erhalten. Während die Routinelogik auf Beibehal-
tung der Prozessbeherrschung, also auf Kontrolle
des alltäglichen organisationalen Geschehens zielt,
ist die Innovationslogik darauf gerichtet, Prozess-
beherrschung zu erlangen und Macht neu zu ver-
teilen. Zugleich sind zwei Typen von organisatio-
nalen „Spielen“ zu unterscheiden: Routine- und
Innovationsspiele. Erstere beziehen sich auf die
Regelungen der alltäglichen Routinetätigkeiten,
sie halten die Organisation am Laufen. Es bilden
sich Handlungsmuster, eigene Standards, Normen
und Interpretationsschemata heraus, und es eta-
blieren sich interne Machtstrukturen und Ressour-
cenverteilungsmechanismen. Die empfundenen
Freiheiten und Zwänge der Akteure und damit
ihre Strategien verändern sich hierbei nicht, die
Spielregeln bleiben bestehen. Vor allem Bestän-
digkeit, Zuverlässigkeit und inkrementale Verbes-
serungen kennzeichnen diesen Spieltyp. Die Logik
von Innovationsspielen liegt demgegenüber in der
Veränderung der Routine, sie impliziert stets die
Infragestellung von Routinespielen. Dieser „Spiel-
typ“ erfordert Bewegung, Flexibilität, Risiko und
Dynamik. Innovationsspiele greifen somit in die
routinisierten Spielstrukturen ein und verändern
dabei die Spielregeln und Gewinnchancen der
Akteure.20

Die formalen und informellen Regeln beschreiben
die Gewinn- und Verlustmöglichkeiten in Organi-
sationen, die das Ergebnis von „Spielen“ sind. Die
„Spielregeln“ sind hierbei der Ausdruck der inne-
ren Machtverhältnisse, die darüber entscheiden,
inwieweit die Verhaltensstrukturen und die sie
beeinflussenden Formal-, Ressourcen- und Infor-
mationsstrukturen im Akteurshandeln reprodu-
ziert und verändert werden.21 Nachfolgende The-
sen deuten auf einzelne (Akteurs-)„Spiele“ im
Modernisierungskontext hin, wie sie beispielsweise
bei der Neuen Steuerung in BW anzutreffen sind:

– Die Regierung/Ministerialbürokratie rekurriert
in ihrer Außendarstellung vielfach auf die
Expertenmacht privater Akteure und „ihre
eigenen“ (bspw. Pilot-) Ergebnisse („Expertise
Games“)22 und nicht auf die Sichtweisen per se
kritischer Institutionen (z. B. dem Rechnungs-
hof).

– Um potenzielle Kritiker kontrollieren zu kön-
nen, werden diese nur selektiv mit Informatio-
nen versorgt („Informationsselektionsspiel“).

15 Entscheidungen sind handlungsrational, wenn sie unter
dem Gesichtspunkt ihrer Durchsetzung und Implementation
getroffen werden.
16 Bei der Mikropolitik steht das politische Handeln in Or-
ganisationen im Fokus.
17 Vgl. J. Bogumil/L. Kissler (Anm. 1); Günther Ortmann,
Handlung, System, Mikropolitik, in: Willi Küpper/Günther
Ortmann (Hrsg.), Mikropolitik. Rationalität, Macht und
Spiele in Organisationen, Opladen 19922, S. 217–225.
18 Vgl. M. Crozier/E. Friedberg (Anm. 1); J. Bogumil/
L. Kissler (Anm. 1).
19 Vgl. G. Ortmann/A. Becker (Anm. 7); J. Bogumil/
L. Kissler (Anm. 1); J. Bogumil/J. Schmid (Anm. 7).

20 Vgl. G. Ortmann/A. Becker (Anm. 7); J. Bogumil/
J. Schmid (Anm. 7).
21 Vgl. M. Crozier/E. Friedberg (Anm. 1); Willi Küpper/
Anke Felsch, Organisation, Macht und Ökonomie. Mikro-
politik und die Konstitution organisationaler Hand-
lungssysteme, Wiesbaden 2000.
22 W. Küpper/A. Felsch, ebd., S. 200 f.
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– Die administrativen Abläufe sind intensiv
durch die „Hierachie“ geprägt. In den Projekt-
gruppen werden vielfach „nicht authentische
Teamarbeitsspiele“ gespielt, denn die prinzi-
pielle Teamarbeit unterliegt einer strikten Top-
down-Determinierung.

– Wenn die Probleme über den inneradministra-
tiven „Spielfeldrand“ gelangen, reagieren ver-
schiedene Akteure mit Widerstand („Insur-
gency Games“).23 Um diesen zu effektivieren,
schließen sich die Opponenten zu Akteurs-
allianzen zusammen („Alliance-Building
Games“).24

– Durch den sukzessive angewachsenen Informa-
tionsstand erkennen die Oppositionsfraktionen
Profilierungschancen, was sie veranlasst, Kurs
auf ein offensiv-kritisches „Wählermaximie-
rungsspiel“25 zu nehmen.

Die „Spiele“ lassen sich vorwiegend einem Routi-
neverhalten zuordnen. Bei Routinespielen verän-
dern sich die Strategien der Akteure nicht, die
Spielregeln, demnach die Form der Arbeitsteilung,
der hierarchische Aufbau, die kameralistische
Haushaltsführung etc., bleiben erhalten; dadurch
reproduziert sich das Spiel. Diese Logik steht
einer Innovation entgegen. Demgegenüber erfor-
dern Modernisierungskonzepte eine Innovations-
logik, bei der sich die Spielregeln und Spielge-
winne verändern, so dass die Akteure neue
Strategien finden müssen. Dies bedeutet eine Ver-
änderung der Machtverteilung, Kontrolle und des
Wertes von Ressourcen.26

Lernende Organisation und
Innovationsprärogative

Es ist die Frage, wie ein Modernisierungserfolg
eher erreicht werden könnte. Im Veränderungs-
kontext spielen Machtaspekte eine entscheidende
Rolle, ebenso die Tatsache, dass es kein soziales
Handeln ohne Machtbeziehungen gibt. Macht ist
ein Mittel, ohne das kein Eingriff in bestehende
Verhältnisse möglich ist. Man kann sich im Grunde
nur Ziele setzen, für die man genügend Hand-
lungsfähigkeiten, also Macht mobilisieren kann.
Jedoch ist auch kein Wandel ohne eine Änderung
des Machtsystems respektive der bestehenden
Machtbeziehungen möglich, was eine wesentliche
Etappe, wenn nicht überhaupt das oberste und

erste Ziel aller Bemühungen um Veränderungen
sein muss. „Nur Macht kann Macht bekämpfen.“27

Sie lässt sich dadurch bekämpfen, dass es einer
größeren Personenzahl ermöglicht wird, in das
Spiel der Machtbeziehungen mit mehr Autonomie,
Freiheit und Entscheidungsmöglichkeiten einzu-
treten. Sozialer Wandel ist nicht zu begreifen als
bloße Umsetzung eines a priori und ex cathedra
festgelegten Modells, dessen Rationalität und
Rechtfertigung nicht zur Diskussion steht und das
gegen Widerstände durchgesetzt werden muss.
Sozialer Wandel kann nur als ein kollektiver Pro-
zess verstanden werden, in dessen Verlauf die Mit-
glieder einer Gesamtheit neue Spielweisen für das
soziale Spiel der Zusammenarbeit und des Kon-
flikts erlernen, d. h. erfinden und festlegen, und in
dessen Verlauf sie sich die dafür nötigen kogniti-
ven, relationalen und organisatorischen Fähigkei-
ten aneignen. Die einzige Alternative zu Formen
des technokratischen, autoritären, von oben aufge-
setzten Wandels liegt in der Ausweitung und der
progressiven Generalisierung des sozialen Experi-
mentierens, d. h. des kollektiven und institutionel-
len Lernens auf allen Ebenen, bzw. in der Herstel-
lung der Bedingungen, die eine solche Ausweitung
ermöglichen. Es geht nicht darum, sich zu einer
neuen Struktur, Technik oder einem neuen Ver-
fahren zu entschließen, sondern darum, einen
Wandlungsprozess einzuleiten, der Aktionen,
Reaktionen, Verhandlungen und Zusammenarbeit
voraussetzt und beinhaltet. Es handelt sich dabei
um ein Vorhaben, das nicht den Willen Einzelner,
sondern die Fähigkeit verschiedener an einem
komplexen System beteiligter Gruppen repräsen-
tiert, ihre Zusammenarbeit anders zu gestalten.
Eine Veränderung kann also nicht durch die Erset-
zung eines alten Modells durch ein neues erfolgen.
Die Bedingungen für den Erfolg liegen im gemein-
samen Lernen aller Akteure. Dadurch werden die
Ressourcen und Fähigkeiten für den Aufbau
neuer Spiele mobilisiert oder geschaffen, deren
freie, nicht erzwungene Anwendung es dem
System als Ganzem ermöglicht, sich wie eine
menschliche Gesamtheit umzuorientieren. Die
Kräfteverhältnisse wandeln sich meist dann, wenn
sich eine bessere Fähigkeit zu bewähren beginnt.
Um in der Lage zu sein, eine neues (kollektives)
Spielmodell zu erarbeiten oder festzulegen muss
man allerdings mit Interessen, Machtverhältnissen,
affektiven Schutzmechanismen und intellektuellen
Modellen brechen.28

Modernisierungskonzepte können demnach nur
greifen, wenn es zu einem Wandel der Arbeitsbe-
ziehungen und zu neuen Formen der Arbeitstei-23 Ebd., S. 199.

24 Ebd., S. 200.
25 J. Bogumil/L. Kissler (Anm. 1), S. 131.
26 Vgl. ebd.; vgl. J. Bogumil/J. Schmid (Anm. 7).

27 M. Crozier/E. Friedberg (Anm. 1), S. 276.
28 Vgl. ebd.

28Aus Politik und Zeitgeschichte B 51/ 2003



lung kommt, mit denen die Kooperations- und
Koordinationsleistungen gesteigert werden kön-
nen. Modernisierungsmaßnahmen sind jedoch wei-
testgehend geprägt durch Prozesse der Einflusssi-
cherung und nicht durch die Einsicht in die
Notwendigkeit neuer Abläufe und Strukturen. Die
Akteure orientieren sich vornehmlich an ihren
eigenen Interessen und nicht daran, gemeinsam
den Spielgewinn zu optimieren. Es dominieren
Routinespiele, weil diese den größten Gewinn ver-
sprechen. Die Frage ist somit, wie Akteursstrate-
gien zu beeinflussen sind, damit Innovationsspiele
entstehen können, sich also Spielregeln ändern,
bzw. wie es gelingen kann, eine organisatorische
Gesamtrationalität mit den Interessen und Strate-
gien der Akteure zu vermitteln.29

Jörg Bogumil und Leo Kissler konkretisieren die
Aussagen von Michel Crozier und Erhard Fried-
berg. Sie betonen die Notwendigkeit von Innovati-
onsspielen bei Veränderungsprozessen für einen
Wandel. In Anlehnung daran erscheinen nachfol-
gende Möglichkeiten diskussionswürdig: Grund-
sätzlich müsste sich die Politik rechtzeitig auf ein
rationales Politikspiel einigen, welches auch wei-
testgehend durchgehalten wird. Bogumil/Kissler
verstehen darunter ein parteiübergreifendes Still-
haltemanöver, bei dem sich die politischen Spitzen
und (Oppositions-)Fraktionen in einem Bündnis
darauf verständigen, dass Letztere während des
Umstrukturierungsprozesses nicht in Verwaltungs-
entscheidungen intervenieren und diese im Gegen-
zug mit entsprechenden Informationen versorgt
und am Prozess beteiligt werden. Dies könnte eher
dazu beitragen, dass von einer wählermaximieren-
den Praxis Abstand genommen wird. Große Koali-
tionen erscheinen von daher momentan und vor
dem Hintergrund umfassender Modernisierungs-
maßnahmen als Alternativüberlegung durchaus
sinnvoll, denn solange das Mehrheitsprinzip üblich
ist, spricht wenig dafür, ein parteiübergreifendes
Vorgehen im Parlament als realistisch einzukalku-
lieren, insbesondere dann, wenn sich die großen
Parteien in den Parlamenten in Regierung und
Opposition gegenüberstehen. Noch wichtiger
erscheint mir eine frühzeitige Werbung um die
Gunst der Personalräte und Gewerkschaften und

schließlich um die Einbindung möglichst vieler
Akteure, um Veränderungsprozesse im Sinne
einer „konzertierten Aktion“ bewältigen zu kön-
nen. Die Projektbegleitung und -beteiligung
müsste mehr im Sinne eines Co-Managements
erfolgen.30 Es genügen dabei nicht lediglich ein-
zelne Gremiensitze. Es kommt vielmehr darauf an,
die Akteure für den Prozess zu gewinnen, sie von
Anfang an partizipativ zu integrieren und nicht
nur zu beteiligen, wenn die formalen Vorschriften
dies ausdrücklich vorsehen. Ein stärkeres „Mitein-
ander“ ist somit unverzichtbar. Weiterhin gilt es, in
Projekten echte Teamarbeitsspiele zu institutiona-
lisieren. Damit meine ich eine Teamarbeit, die von
der bestehenden Hierarchie abgekoppelt und nicht
lediglich top-down determiniert ist.

Modernisierungsmaßnahmen erfordern zeitliche
Spielräume, flexible Möglichkeiten für Kurskor-
rekturen, ausgeprägte dezentrale Komponenten,
eine angemessene Beteiligung von Fachdienststel-
len in den maßgeblichen Gremien und verantwort-
lichen Positionen, eine repräsentative, frühzeitige
Einbindung möglichst unterschiedlicher Akteure
in das Projektmanagement, rechtzeitige Dienstver-
einbarungen mit den Personalräten, Zusagen zum
Rationalisierungs-/Datenschutz, die Einbettung
der Projekte in umfassende Quality-Management-
konzepte, eine adäquate Ressourcenausstattung
der Dienststellen, angemessene und frühzeitige
Qualifizierungsmaßnahmen und eine stärkere
Berücksichtigung administrativer Experten, die
per se kritischer urteilen (z. B. Rechnungshof).
Schließlich ist entscheidend, die Prozesse nicht ex
ante festzulegen, sondern schrittweise, evolutionär
und ergebnisoffen vorzugehen, von Generallösun-
gen abzusehen und eher adaptive, differenzierte,
abgestufte Lösungsmuster zu bevorzugen.

Dass der Übergang von Routine- zu Innovations-
spielen oft nicht gelingt, liegt vornehmlich daran,
dass die Machtverhältnisse in Veränderungspro-
zessen nicht grundsätzlich verändert werden, bzw.
an mikropolitischen Machtspielen, die durch falsch
angelegte Einführungsstrategien erst richtig ent-
facht werden.

29 Vgl. J. Bogumil/L. Kissler (Anm. 1). 30 Vgl. ebd.
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